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J 7 he a BR N hr a 
I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Regierungs⸗ und Gewerberat Dr. 
Ulrichs von der Regierung in Arnsberg iſt 
zum Miniſterialrat im Miniſterium für 
Handel und Gewerbe ernannt worden. 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe ſind 
die Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre Gaede, 
Wandrey, Henck und Otte zu 
Miniſterial⸗Kanzleioberſekretären, 
der Kanzleiaſſiſtent Wiedewald von der 
„Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin 
zum Miniſterial⸗Kanzleiſekretär, 
Kaſtellan Beidatſch zum 
inſpektor und 
Miniſterial⸗Amtsgehilfen Langer, 
Dalicho, Schumacher und Kryſat 
zu Miniſterial⸗Amtsobergehilfen 


ernannt worden. 


der Haus⸗ 


die 


Bei der Börſe in Frankfurt a. M. iſt der 


Regierungsrat Dr. Mertens in Frank⸗ 
furt a. M. vom 16. Juli 1920 ab zum Stell- 
vertreter des Staatskommiſſars beſtellt 
worden. 


Der Gewerbereferendar Zabel in Breslau 
iſt zum Gewerbeaſſeſſor ernannt und dem 
Gewerbeaufſichtsamt Mülheim a. d. Ruhr als 
Hilfsarbeiter überwieſen worden. 


Der bisherige Oberlehrer Profeſſor Dipl. 
Ing. Schüle in Görlitz iſt zum Maſchinen⸗ 
bauſchuldirektor ernannt worden. 

Ihm iſt die Stelle des Direktors der 
ſtaatlichen Maſchinenbauſchule in Görlitz 
übertragen worden. 


wage 
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Zu Oberlehrern (Studienräten) find er- in Idſtein, Carl Lins Morſtadt und 
nannt worden die Baugewerkſchullehrer: Hans Iſſel in Hildesheim, Karl Wag— 
Max Loeckell und Heinrich Spitta in ner in Stettin, Claus Höck in Nien⸗ 
Frankfurt a. O., Martin Richter in burg, Karl Schneemann in Erfurt, 
Breslau, Bernhard Wätjen und Adolf Klein in Frankfurt a. M., Karl 
Alwin Zander in Buxtehude, Chriſtian Beck in Breslau und Paul Wilcke in 
von der Wehl und Wilhelm Spieß Magdeburg. 


— 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Inanſpruchnahme der öffentlichen Arbeitsnachweiſe durch Behörden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. € Berlin Wo, den 29. Juni 1920. 


Die Arbeitsvermittelung für die gegenwärtig arbeitsloſen oder von bevorſtehender 
Arbeitsloſigkeit bedrohten kaufmänniſchen, techniſchen und Bürvangeitellten entbehrt zur 
Zeit noch der wünſchenswerten Zuſammenfaſſung, da viele Behörden ihren Bedarf an An⸗ 
geſtellten, die auf Grund eines Privatdienſtvertrags verpflichtet werden ſollen, nicht durch 
Juanſpruchnahme der Arbeitsnachweiſe, ſondern auf andere Weiſe decken. Wenn die für 
den Arbeitsnachweis geſchaffenen Organe den Ulberblick und die Verfügung über dieſen 
wichtigen Zweig des Arbeitsmarktes behalten ſollen, fo müſſen auch alle Behörden die 
jenigen offenen oder freiwerdenden und neugeſchaffenen Stellen, die nach den Beſtimmungen 
oder der Eigenart ihrer Aufgaben nicht mik Beamten oder Militäranwärtern, ſondern mit 
Vertragsangeſtellten beſetzt werden ſollen, bei dem zuſtändigen Landesarbeitsamt anmelden. 
Dieſe Anmeldung ſchließt nicht auch die Pflicht zur Beſetzung der offenen Stellen mit den 
vom Arbeitsnachweis angebotenen Bewerbern in ſich; die Entſcheidung hierüber verbleibt 
der Behörde. . 

Ferner ſollen die bei Behörden zur Entlaſſung kommenden Angeſtellten, damit ſie 
nicht in eine Notlage geraten, möglichſt eine beſondere Berückſichtigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt erfahren. Die Landesarbeitsämter mit ihren angeſchloſſenen Arbeitsnachweiſen 
find angewieſen, ſich dieſer Angeſtellten beſonders anzunehmen. Zu dieſem Zwecke haben 
alle Behörden, die zur Entlaſſung von Angeſtellten ſchreiten müſſen, dieſe unmittelbar dem 
zuſtändigen Landesarbeitsamte zu melden. 

Ich erſuche, auf die Durchführung dieſer Grundſätze innerhalb meiner Verwaltung 
hinzuwirken, wobei ich bemerke, daß die Grundſätze über Einſtellung von Beamten und 
Militäranwärtern nicht berührt werden. Für die Anwendung der vorſtehenden Aus- 
führungen kommen demnach nur ſolche Stellen in Betracht, für die geeignete Beamte und 
Militäranwärter nicht verfügbar ſind. 


In Vertretung. 
2 2222. 78. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Bargeldloſe Zahlung der Beamtenbeſoldungen uſw. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 8. Juli 1920. 


Ich überſende Abdruck des Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 25. Juni d. Is. 
(B. 644 uſw.) mit der Ermächtigung, hiernach auch für den Bereich meiner Verwaltung 
zu verfahren. 


Die öffentlichen Kaſſen meiner Verwaltung erſuche ich mit entſprechender Anweiſung 
zu verſehen. 
Jui Auftrage. 
ZB 1 2438. Römhild. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 25. Juni 1920. 

Nach § 21 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes erhalten die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, die eine planmäßige Stelle bekleiden, ihre Dienſtbezüge, ſoweit ſie ihnen in feſten 
Barbezügen zuſtehen, aus der Staatskaſſe monatlich, bei Überweiſung auf ein Konto 
vierteljährlich im voraus, während die Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen Beamten 
(Stellenanwärter) monatlich im voraus gezahlt werden. 

Die Dienſtbezüge der planmäßigen Beamten werden nur dann vierteljährlich gezahlt, 
wenn der Beamte bei der zuſtändigen Kaſſe ſchriftlich die reſtloſe Überweiſung des Grund⸗ 
gehalts, des Ortszuſchlags, der Kinderbeihilfen und des Ausgleichszuſchlags und etwaiger 
ſonſtiger fortlaufender Bezüge auf ein Konto beautragt. 

Damit die Beamten unter allen Umſtänden am Fälligkeitstage (das iſt der erſte Tag 
des Vierteljahrs oder Monats, oder wenn dieſer ein Sonntag oder allgemeiner Feiertag 
iſt, der letzte Werktag vorher) über ihre Dienſtbezüge verfügen können, werden die bis⸗ 
herigen Beſtinnnungen wie folgt geändert: 


1. Zahlung im Giromege. 

Die laufenden Bezüge find auf das Reichsbankgirokonto der Bankhäuſer oder Spar⸗ 
kaſſen an dem vierten des dem Fälligkeitstage vorhergehenden Werktage (alſo in der 
Regel am 28. März, 27. Juni, 27. September und 27. Dezember j. Is.) und wenn der 
Fälligkeitstag auf einen Sonntag oder einen Feſttag fällt, an dem fünften vorhergehenden 
Werktage durch roten Scheck zu überweiſen. Sie brauchen künftig der Bank oder Sparkaſſe 
nicht mehr vorher angemeldet zu werden. Bei § 34 (8) der RK O. iſt auf dieſen Rund⸗ 
erlaß hinzuweiſen. 


2. Zahlung im Poſtſcheckverkehr. 
a) Überweiſung auf ein Poſtſcheckkonto. 
Die laufenden Bezüge ſind auf das Konto der Bezugsberechtigten bei einer nur an 
den Poſtſcheckverkehr — nicht auch an den Reichsbankgiroverkehr — angeſchloſſenen Bank 
oder Sparkaſſe am vierten des dem Fälligkeitstage vorhergehenden Werktage zu überweiſen. 


Bei dem Runderlaß vom 19. Februar 1917 (I. 1134) iſt auf dieſen Runderlaß 
hinzuweiſen. 


p) Zahlungen durch Schecks. 
Damit auch bei Zahlung von Gehältern, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezügen 
im Poſtſcheckverkehr die Empfangsberechtigten am Fälligkeitstag in den Beſitz ihrer Bezüge 
gelangen, ſind die Zahlungsanweiſungen und Sammelſchecks am vierten des dem Fälligkeits⸗ 
tage vorhergehenden Werktag an das Poſtſcheckamt abzuſenden. Auf den Sammelſchecks 
iſt an hervorragender Stelle in roter Tinte zu vermerken: ip. ale ee abbuchen“, 
wobei der Tag, an dem die Zahlungsauweiſungen abgehen ſollen, anzugeben iſt. 
Bei den Runderlaſſen vom 23. Juni 1914 (I. 8644, Ziffer 11) und vom 
19. Oktober 1914 (I. 9413) iſt auf dieſen Erlaß hinzuweiſen. 


B 644. I 1014. 
An die nachgeordneten Behörden. 


Staatliche Beſoldungsordnung für Handelsvertretungen und Handwerkskammern. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 8. Juli 1920. 

Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat in ihrer Sitzung vom 
7. Mai d. J. beſchloſſen, die Staatsregierung zu erſuchen, auf die Gemeindebehörden und 
die unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden öffentlichen Verwaltungen dahin einzuwirken, daß 
die Grundzüge der Beſoldungsordnung der Staatsbeamten auch für ihre Beamten uſw. 
maßgebende Anwendung finden. Die Beſoldungsordnung iſt als Anlage 1 dem Geſetz, 
betreffend das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz) vom 7. Mai 1920 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 191) beigegeben. Ich 
verkenne nicht, daß die unmittelbare Benutzung der ſtaatlichen Beſoldungsordnung für die 
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Handelsvertretungen und Handwerkskammern beſonders deshalb auf Schwierigkeiten ſtößt, 
weil ſich für die Einordnung ihrer Beamten in die einzelnen Gruppen keine ſeſten Grund⸗ 
ſätze aufſtellen laſſen und auch die Dienſtbezeichnungen, die die Kammern den Beamten 
beigelegt haben, nur einen ganz allgemeinen Anhalt gewähren. Doch dürften dieſe 
Schwierigkeiten, insbeſondere ſoweit die unteren und mittleren Beamten ſowie die höheren 
Beamten in nichtleitenden Stellungen in Frage kommen, überwunden werden können. 
Ich empfehle daher den Handelsverkretungen und Handwerkskammern, bei der Neuordnung 
ihrer Beamtenbeſoldungen die Beſoldungsordnung der Staatsbeamten zugrunde zu legen. 

Bezüglich der Angeſtellten gebe ich anheim, bei der Feſtſetzung der Vergütungen, ſich 
an den Teiltarifvertrag für die Angeſtellten bei den Reichs⸗ und preußiſchen Staatsver⸗ 
waltungen vom 4. Juni 1920 anzulehnen. 


In Vertretung. 
Ia 4951. Dönhoff. 


An die preußiſchen Handelskammern, kaufmänniſchen Korporationen und Handwerkskammern. 


Teiltarifvertrag für die Angeſtellten bei den Reichs⸗ und den preußiſchen Staats⸗ 
verwaltungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 9. Juli 1920. 


In den Anlagen“) überſende ich den Teiltarifvertrag für die Angeſtellten vom 4. v. M. 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen des Herrn Finanzminiſters vom 25. v. M. und den 
Richtlinien zu § 6 Abſ. 2 des Tarifvertrags mit dem Erſuchen, für den Bereich der mir 
unterſtellten Verwaltungen ſofort das Erforderliche zu veranlaſſen. Den in meiner Ver⸗ 
waltung beſchäftigten Angeſtellten iſt von dieſer Verfügung, dem Tarifvertrage ſowie den 
Ausführungsbeſtimmungen und den Richtlinien alsbald Kenntnis zu geben. 

Wegen der Angeſtellten für die Schlichtungsausſchüſſe folgt beſondere Verfügung. 


In Vertretung. 
Dönhoff. 
ZB I 2437. 18499. IIa. III 9025. IV. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


= Die Anlagen gelangen hier nicht zum Abdruck. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, deu 13. Juli 1920. 
Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaß vom 
4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. desſ. Mts., HMBl. S. 64) 
werden rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchußtarifs nachträglich noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


1. im Regierungsbezirk Potsdam: N 
Ort Velten (Kreis Oſthavelland), Gemeinde Hermsdorf bei Berlin (Kreis Nieder⸗ 
barnim), Bahnhof Neubabelsberg (Kreis Teltow); 


2. im Regierungsbezirk Breslau: 

Stadt Waldenburg; Ortſchaften Altwaſſer, Dittersbach, Fellhammer, Gottesberg, 
Nieder⸗Hermsdorf, Oberſalzbrunn, Oberwaldenburg, Weißſtein, Hartau, 
Neuſalzbrunn, Niederſalzbrunn, Conradsthal, Oberhermsdorf, Altläſſig, 
Althain, Neuhain, Bärengrund im Kreiſe Waldenburg; Rothenbach im 
Kreiſe Landeshut; 


3. im Regierungsbezirk Oppeln: 
Ortſchaften Richtersdorf, Ellguth⸗Zabrze, Gutsbezirk Petersdorf von Welczek' 
im Kreiſe Toſt⸗Gleiwitz. 
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Ferner werden gleichfalls mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab in das Verzeichnis 
derjenigen Orte und Bezirke, die als „teure Orte“ im Sinne der Vorſchriften über die 
Gewährung von Kriegsteuerungszulagen (vergl. Ziff. 1 10 vorgenannter Exlaſſe) zu behandeln 
ſind, nachträglich noch folgende Orte aufgenommen: 


1 


1 


6. 


10. 


im Regierungsbezirk Gumbinnen: 
Stadt Angerburg; 


. im Regierungsbezirk Allenſtein: 


ec; 


. im Regierungsbezirk Pots dam: 


Orte Blankenburg und Karow (Kreis Niederbarnim); Premnitz (Kreis Weſt⸗ 
havelland); Neuendorf bei Teupitz (Kreis Teltow); Marwitz (Kreis Oſt⸗ 
havelland); Kloſter Zinna, Markendorf (Kreis Jüterbog⸗Luckenwalde); 
Ortſchaft Ferch (Kreis Zauch⸗Belzig); 


Him Regierungsbezirk Frankfurt: 


Städte Peitz und Arnswalde; Ort Krauſchow (Kreis Züllichau⸗Schwiebus); 


. im Regierungsbezirk Breslau: 


Stadt Wartha; Orte Königswalde, Kohlendorf, Falkenberg, Volpersdorf, Eckers⸗ 
dorf, Schlegel, Walditz, Buchau, Vierhöfe, Beutengrund (Kreis Neurode); 
im Regierungsbezirk Liegnitz: 
Ortſchaft Rauſcha (Landkreis Görlitz); 


. im Regierungsbezirk Magdeburg: 


Städte Oſterburg und Seehauſen i. Altmark; 


. im Regierungsbezirk Stade: 


Freiburg (Elbe), Bützfleth, Drochterſen, Aßel im Kreiſe Kehdingen; Oberndorf, 
Hechthauſen, Cadenberge im Kreiſe Neuhaus a. d. Oſte; 


. im Regierungsbezirk Osnabrück: 7 


Stadt Melle; 


im Regierungsbezirk Minden: 
die ganzen Gemeinden Gohfeld und Ennigloh, ferner die Gemeinden Mennig⸗ 
hüffen, Kirchlengern, Spradow, Südlengern, Hunnebrock (Kreis Herford); 

Ottbergen (Kreis Höxter); 


. im Regierungsbezirk Coblenz: 


Gemeinde Enkirch (Kreis Zell); Landgemeinde Rengsdorf (Kreis Neuwied); 


. im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 


Städte Iſſelburg und Rheindahlen; 


im Regierungsbezirk Köln: 


Gemeinden Bedburg und Quadrath⸗Ichendorf (Kreis Bergheim); 


. im Regierungsbezirk Trier: 


Gemeinde Buüſchfeld (ohne Biel) im Kreiſe Merzig; 


. im Regierungsbezirk Aachen: 


Gemeinden Baesweiler (Kreis Geilenkirchen) und Rott (Kreis Monſchau). 


Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung zu veranlaſſen. 


Im Auftrage. 


ZB 1 2464. Gerbaulet. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


—— ——— Zä w L ——ꝛ853ß53ßÄ5;v6.ĩ5ðvBdcᷣ—— i888 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Handelskammer zu Bochum. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Bochum iſt auf 40 erhöht. 


10. Nachtrag zur Börſenordnung für die Börſe in Berlin. 


8 9 Satz 1 der Vörſenordnung erhält folgende Faſſung: 

Der Vörſenvorſtand wählt alljährlich aus ſeiner Mitte eine Kommiſſion von 5 ordent⸗ 
lichen und 8 ſtellvertretenden Mitgliedern, die in der Beſetzung von 3 Mitgliedern Streitig⸗ 
keiten in Börſenſachen, die von Börſenbeſuchern freiwillig an ſie gebracht werden, durch 
Vergleich oder Schiedsspruch zu ſchlichten hat. 

Der 7. Nachtrag zur Börſenordnung wird wie folgt abgeändert: 

Die Beſtimmungen der $ 3 Abi. 1 und 8 24 der Börſenordnung über die Wahl von 
Alteſten der Kaufmannſchaft in den Börſenvorſtand und in die Zulaſſungsſtelle werden 
aufgehoben. 

Die Zugehörigkeit der bisherigen Alteſten der Kaufmannſchaft zu den beiden ge⸗ 
nannten Körperſchaften wird durch die Vereinigung der Korporation der Kaufmannſchaft 
von Berlin mit der Handelskammer zu Berlin nicht berührt. 

Inſoweit bisherige Alteſte der Kaufmannſchaft in die Handelskammer eingetreten ſind, 
wird deren Zugehörigkeit zum Börſenvorſtand und zur Zulaſſungsſtelle für die Dauer ihrer 
Wahlzeit auch dann nicht berührt, wenn hierdurch die börſenordnungsmäßigen Höchſtzahlen 
für Handelskammermitglieder im Börſenvorſtand und in der Zulaſſungsſtelle uberſchritten 
werden. 

Berlin, den 2. Juli 1920 


Die Handelskammer zu Berlin. 


Genehmigt. 
Berlin, den 19. Juli 1920. 
(Siegel.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIb 5089. Bail. 


2. Handels verkehr. 
Ausſtellung von Lagerſcheinen. 


Die ſtaatliche Ermächtigung zur Ausſtellung von Lagerſcheinen (§ 363 Abj. 2 des 
HdGEB., RGGBl. 1897 S. 219 ff.) iſt erteilt 

in Preußen: 

1. der Aktiengeſellſchaft Waren⸗Kreditanſtalt in Köln, 

2. der Firma Lehnkering & Co. in Duisburg, 

3. der Zweigniederlaſſung der Aachener Speditious⸗ und Lagerhaus⸗Akt.⸗Geſ. in 
Köln, 

4. dem Kreisausſchuß des Kreiſes Teltow für das Lagerhaus Hafen Tempelhof 
Teltow⸗Kanal) zu Berlin-Tempelhof, 

5. dem Magiſtrat Berlin für die ſtädtiſche Lagerhalle am Humboldthafen zu 
Berlin, 

6. der Firma Artur Franke in Berlin für das von ihr betriebene zu Berlin, 
Mühlenſtr. 51/58, belegene Lagerhaus, 

7. dem Magiſtrat Berlin für den ſtädtiſchen Oſthafen zu Berlin; 

in Bayern: 

1. den Pfälziſchen Eiſenbahnen, 

2. der badiſchen Aktiengeſellſchaft für Rheinſchiffahrt und Seetransport in Mann⸗ 
heim für ihre Lagerräume in Ludwigshafen, 
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3. dem Spediteur Theodor Fügen in Ludwigshafen, 
4. der Straßburger Rheinſchiffahrtsgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung, Filiale 
Mannheim, für ihr Lagerhaus in Ludwigshafen, 

5. der Rheinſchiffahrts⸗Aktiengeſellſchaft vorm. Fendel in Mannheim für ihr Lager⸗ 

haus in Ludwigshafen; 

in Baden: 

1. der badischen Aktiengeſellſchaft für Rheinſchiffahrt und Seetransport in Mann⸗ 
heim und der mit ihr vereinigten Rheinſchiffahrts⸗Aktiengeſellſchaft vorm. Fendel 
in Mannheim, 

der Mannheimer Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft und der mit ihr vereinigten Mann⸗ 

heimer Lagerhausgeſellſchaft; 

Coburg: 

der Coburger Handelskammer; 

Bremen: 

der Bremer Lagerhausgeſellſchaft; 

in Hamburg: 

der Hamburger Freihafen⸗Lagerhausgeſellſchaft; 
in Lübeck: 
der Handelskammer zu Lübeck. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Karte der deutſchen Schiffahrtsſtraßen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 6. Juli 1920. 
Die im Miniſterium der öffentlichen Arbeiten bearbeitete Karte der deutſchen Schiffahrts⸗ 
ſtraßen und ihrer Anſchlüſſe im Auslande 1: 800 000 iſt jetzt in zweiter Auflage erſchienen. 
Sie gibt außer dem Waſſerſtraßennetz und den Eiſenbahnlinien die politiſche Einteilung 
Deutſchlands wieder. Der Vorzugspreis für Behörden beträgt bei Beſtellungen, die durch 
die Hand des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten gehen, für eine Karte nebſt Beiheft 
24 M. Die Karte iſt beim Gea⸗Verlag G. m. b. H. in Berlin W35, Potsdamer Straße 110, 
erhältlich. 
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Im Auftrage. 
III 8971. von Meyeren. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin, die Regierungsſtelle in Schneidemühl und die Oberbergämter. 


Seemaſchiniſtenprüfungen. 
Prüfungen zum Seemaſchiniſten III. und IV. Klaſſe finden im dritten Vierteljahr 1920 
am 4. September d. Is. in Königsberg und am 27. September d. Is. in Geeſtemünde ſtatt. 


4. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Ausführung des Weingeſetzes. 
Berlin W 66, den 3. Juli 1920. 
Durch unſeren Erlaß vom 18. März 1912) iſt in Anlehnung an den Bundes⸗ 
ratsbeſchluß vom 26. Oktober 1911 beſtimmt worden, daß von den Unterſuchungsanſtalten 
für jede zu unterſuchende Probe ausländiſchen Weines unabhängig von dem Umfange, den 
die Unterſuchung im Einzelfalle hat, ein Einheitsſatz von 12 46 zu erheben iſt. Nachdem 
der Reichsrat in ſeiner Sitzung vom 22. Januar 1920 beſchloſſen hat, in dem Bundesrats⸗ 
beſchluſſe vom 26. Oktober 1911 die Höchſtgebühr von 12 J auf 24 , zu erhöhen, ordnen 
wir hierdurch an, daß von den Unterſuchungsanſtalten künftig für jede zu unterſuchende 


9 W. B.. S. 140. 


Ve 


210 


Probe ein Einheitsſatz von 24 „ zu erheben iſt, da inzwiſchen die Preiſe für Chemikalien, 
ins beſondere Alkohol und Ather, für Apparate, Glas⸗ und Porzellanſachen, Papier, Gas 
und Waſſer ſowie die Gehälter der Beamten und Angeſtellten gewaltig geſtiegen ſind. Den 
Unterſuchungsanſtalten wird auch weiterhin geſtattet, an Stelle der als Pauſchſatz anzuſehenden 
Summe im Falle der Beanſtandung einer Weinprobe den doppelten oder dreifachen Betrag 
der Unterſuchungsgebühr zu fordern. Außerdem haben wie bisher Zollgebühren ſowie 
bare Auslagen der Zollverwaltung, insbeſondere für Verpackung und Verſendung der 
Proben, neben der Unterſuchungsgebühr zur Erhebung zu gelangen. 

Wir erſuchen, die in Betracht kommenden öffentlichen Unterſuchungsanſtalten alsbald 
entſprechend zu beſcheiden. 

Zugleich im Namen der Miniſter 

für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der Finanzen. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung. 
Scheidt. 
M II 467 M. f. V. — 4598 M. f. H. — IA II 5326 M. f. L. — 117238 Fin. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenſchweiß apparaten. 

Auf Antrag der Techniſchen Aufſichtskommiſſion für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle 
des Deutſchen Azetylenvereins werden die Azetylenapparate der Firma „Dajag“ Deutſche 
Autogen⸗Induſtrie Akt. Gef. in Düſſeldorf⸗Gerresheim in den Größen Be. B. mit 2,4 und 
4 kg Karbidfüllung nach § 12 der Azetylenverordnung unter der Typenbezeichnung Jsı 
zum dauernden Betrieb in Arbeitsräumen und nach § 14 a. a. O. in den gleichen Größen 
B2—3 mit obigen Füllungen ſowie in der Größe Bs mit 10 kg Karbidfüllung unter der 
Typenbezeichnung Ass zur vorübergehenden Benutzung in Arbeitsräumen unter gleichzeitiger 
Befreiung der Größen B und Bs von der Beſtimmung der Ziffer 11 Abſatz 3 der 
Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylenanlagen für Preußen zugelaſſen. 

Die Fabrikſchilder ſolcher Apparate müſſen auf den Zinntropfen oder Nieten, mit 
denen ſie befeſtigt ſind, den Stempel des Rheiniſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereins in 
Düſſeldorf tragen. Für die Zulaſſung gelten die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion 
vorgeſchlagenen, den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 


Berlin, den 5. Juli 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III. 8493. von Meyeren. 


2. Handwerksangelegenheiten. 


Innungsausſchuß zu M.⸗Gladbach. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 16. Juli d. J. (IV. 7470) 
dem Innungsausſchuß in M.⸗Gladbach gemäß § 101 Abſ. 3 GewO. die Fähigkeit verliehen, 
unter ſeinem Namen Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu 
klagen und verklagt zu werden. 
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Lehrlingshaltung in Betrieben zur Herſtellung von Back⸗ und Konditorwaren. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 1. Juli 1920. 


Abdruck der Anordnung überſende ich zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung, 
inſonderheit auch zur Veröffentlichung durch die Regierungsamtsblätter. 

Ich erſuche, alle in Betracht kommenden Stellen, beſonders neben den Handels- und 
Handwerkskammern die Provinzialberufsämter und die Gewerbeaufſichtsbeamten zu ver⸗ 
anlaſſen, der Durchführung meiner Anordnung beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Insbeſondere werden die Gewerbeaufſichtsbeamten ihr Augenmerk darauf zu richten haben, 
daß meine Anordnung nicht durch Einſtellung ſogenannter Arbeitsburſchen umgangen wird, 
was ſtets dann ohne weiteres anzunehmen ſein wird, wenn die Arbeitsburſchen bei der 
Teigbereitung beſchäftigt werden. Nötigenfalls wird die Entſcheidung der Gerichte darüber 
herbeizuführen ſein, ob es ſich tatſächlich nur um Einſtellung von Arbeitsburſchen handelt, 
oder ob verſchleierte Lehrverhältniſſe vorliegen. 

Wenn auch die bei Inkrafttreten meiner Anordnung vorhandenen Lehrlinge, den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften entfprechend, ausgelehrt werden dürfen, fo wird doch auch in ſolchen 
Fällen zu prüfen fein, ob Lehrlingszüchterei im Sinne von § 128 bj. 1 der Gewerbe⸗ 
ordnung vorliegt und ein Einſchreiten der unteren Verwaltungsbehörde geboten erſcheint. 

Die Vertretungen von Induſtrie und Gewerbe, insbeſondere die Handwerkskammern, 
werden zu veranlaſſen ſein, an diejenigen Lehrmeiſter, die zur Zeit mehr als einen Lehrling 
halten, heranzutreten und ſie zu veranlaſſen, im Einvernehmen mit den geſetzlichen Ver⸗ 
tretern der Lehrlinge in deren Unterbringung bei ſolchen Lehrmeiſtern einzuwilligen, die 
zur Zeit Lehrlinge nicht beſchäftigen. Bei dieſer Verteilung der Lehrlinge auf die vor⸗ 
handenen Betriebe werden die durch den Erlaß vom 2. Dezember 1918 (RGBl. S. 1397) 
geſchaffenen Fachausſchüſſe für das Bäckerei⸗ und Konditoreigewerbe wichtige Dienſte leiſten 
können; ſie ſind daher, ebenſo wie die unteren Verwaltungsbehörden, von meiner Anordnung 
zu benachrichtigen. 

IV 6021. III 7172 U. Fiſchbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin und den 
Herrn Oberpräſidenten zu Charlottenburg. 


Anlage. 


Auf Grund des § 128 Abſ. 2 der Gewerbeordnung verordne ich hiermit für den 
Umfang des preußiſchen Staates: 

Im Bäckerei-, Konditorei⸗ und Pfefferküchlergewerbe, in Brotfabriken, Keksfabriken 
und allen ſonſtigen Anſtalten und Betrieben, in denen Backwaren gewerbsmäßig hergeſtellt 
werden, darf nur je ein Lehrling eingeſtellt und beſchäftigt werden. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Betriebe, in denen bei Inkrafttreten 
dieſer Anordnung bereits mehrere Lehrlinge gehalten wurden. Neueinſtellungen von Lehr⸗ 
lingen dürfen in ſolchen Betrieben erſt erfolgen, wenn die vorhandenen Lehrlinge ſämtlich aus⸗ 
gelernt haben oder ſonſt in rechtsgültiger Weiſe aus dem beſtehenden Lehrverhältnis aus⸗ 
geſchieden ſind. Alsdann dürfen auch Betriebe dieſer Art nicht mehr als einen Lehrling halten. 

Mehrere von demſelben Unternehmer an einem Orte betriebene Werkſtätten, Ein⸗ 
richtungen oder Fabriken, oder ein Betrieb mit mehreren Zweigſtellen, auch wenn dieſe nicht 
nur Verkaufsſtellen ſind, ſondern mit Werkſtattanlagen verbunden ſind, ſind im Sinne dieſer 
Anordnung als ein Betrieb zu behandeln. Das Gleiche gilt für den Fall, daß von einem 
Unternehmer am ſelben Orte mehrere der unter dieſe Verordnung fallenden Gewerbe, 
z. B. Bäckerei und Konditorei, betrieben werden. 

Dieſe Beſtimmungen treten mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft und gelten 
zunächſt bis zum 30. September 1923. 


Berlin, den 1. Juli 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IV 6021. III 7172 l. Fiſchbeck. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Erwerbsloſenfürſorge. 

Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin WI, den 21. Juni 1920. 

Nach dem Ergebnis meiner Umfrage an die Regierungen der Länder vom 10. Fe⸗ 
bruar 1920 wird der Begriff der „Familie“, der ſich im $ 5 Abſ. 2 Satz 3 der Verordnung 
über Erwerbsloſenfürſorge vom 26. Januar 1920 (RGBl. S. 98) und im § 5 Abſ. 2 Satz 2 
der Verordnung über die Freimachung von Arbeitsſtellen vom 25. April 1920 (RGBl. S. 708) 
findet, überwiegend in dem Sinne ausgelegt, daß darunter nicht nur der Ehegatte und 
Verwandte auf- und abſteigender Linie, ſondern auch Seitenverwandte und Verſchwägerte 
verſtanden werden, ſoweit ſie den Hausſtand teilen. Dies entſpricht auch meines Erachtens 
ſowohl der Auffaſſung des täglichen Lebens wie dem Zwecke beider Beſtimmungen, Härten 
zu vermeiden, die ſich aus der Anwendung der genannten Verordnungen ergeben können. 
Ich ſehe daher keine Veranlaſſung, von meiner früheren Auslegung des Begriffs der 
Familie, die mit der überwiegenden Auffaſſung der Länder übereinſtimmt, abzugehen. 

Dieſe Auslegung entſcheidet jedoch nicht die weiteren Fragen, ob ein „gemeinſchaftlicher 
Hausſtand“ vorliegt, und ob die in Frage kommende Perſon den Hausſtand „führt“. 
Dieſe weiteren Vorausſetzungen werden vielmehr im Einzelfalle ſorgfältig zu prüfen ſein. 
Unter einem gemeinſchaftlichen Haushalt iſt meines Erachtens nur eine auf die Dauer 
berechnete, nicht auf Erwerb gerichtete Lebensgemeinſchaft mehrerer Perſonen auf gemein⸗ 
ſamer hauswirtſchaftlicher Grundlage zu verſtehen. Perſonen, die auswärts wohnen, aber 
bei Familienangehörigen gegen Bezahlung Koſt erhalten, bilden mit ihnen keinen gemeinſchaft⸗ 
lichen Hausſtand. Ob jemand einen Hausſtand führt, iſt eine wirtſchaftliche, keine familienrecht⸗ 
liche Frage. Wer lediglich in den Hausſtand ſeiner Familienangehörigen aufgenommen 
iſt, wie in der Regel Kinder bei ihren Eltern, „führt“ keinen Hausſtand und fällt daher 
nicht unter die fraglichen Beſtimmungen. Der Beſitz eigener Möbel wird vielfach einen 
Anhaltspunkt für die Führung eines Hausſtandes geben, iſt aber nicht ohne weiteres 
gleichbedeutend damit. 

Ich bitte ergebenſt, die nachgeordneten Stellen von meinen Ausführungen in Kennt⸗ 
nis zu ſetzen. 
I. E. 2507. 20. (Unterſchrift.) 


An die Landesregierungen bzw. die zuſtändigen Miniſterien. 


Beſetzung und Koſten des Bezirksſchlichtungsausſchuſſes. 


Berlin W9, den 26. Juni 1920. 

Soweit nicht das Betriebsrätegeſetz und die dazu ergangene Ausführungsverordnung 
des Staatsminiſteriums vom 8. März d. J. (GS. S. 57) abweichende Beſtimmungen ent⸗ 
halten, gelten auch für den Bezirksſchlichtungsausſchuß die Vorſchriften der Verordnung 
vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456). Danach iſt alſo die dortige Anſicht, daß der 
Bezirksſchlichtungsausſchuß gemäß § 15 dieſer Verordnung außer mit den ſtändigen Bei⸗ 
ſitzern auch mit je einem unſtändigen Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu 
beſetzen iſt, zutreffend. 

Aus demſelben Grunde regelt ſich aber auch die Koſtenfrage für den Bezirksſchlichtungs⸗ 
ausſchuß nach der Verordnung vom 23. Dezember 1918. Danach ſind die von der Landes⸗ 
zentralbehörde (Finanzminiſter) zu verauslagenden, in 8 18 dieſer Verordnung näher be⸗ 
zeichneten Koſten vom Reich zu tragen und nach Beſtimmung der Reichsfinanzverwaltung 
anzufordern. 

Zugleich für 
den Herrn Finanzminiſter, den Herrn Miniſter des Innern und 
den Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
von Meyeren. 
III 6773, 16947 M. f. H. — 114275 F. M. — Ile 2094 M. d. J. — III P. 18. 444 C. M. d. ö. A. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
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Ausländiſche Wanderarbeiter. 
Berlin WI, den 27. Juni 1920. 


Ich erſuche, die unterſtellten Behörden auf die nachſtehende Verordnung hinzuweiſen u 


und ſie zu veranlaſſen, gegen bekannt werdende Zuwiderhandlungen vorzugehen. 7 


Der Miniſter Der Miniſter für Land wirtſchaft, 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
von Meyeren. Abicht. 


III 8135 M. f. H. IA 1449 M. f. L. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Verordnung 


zur 
Einſchränkung des Stellenwechſels ausländiſcher Wanderarbeiter. 
Vom 26. Mai 1920. 


Auf Grund des § 2 Nummer 3 und des 8 5 der Verordnung über die Errichtung 
eines Reichsamts für Arbeitsvermittlung vom 5. Mai 1920 (RGBl. S. 876) wird ver⸗ 
ordnet, was folgt: 

l But, 

Den gewerbsmäßigen Stellenvermittlern iſt jede Tätigkeit zur Vermittlung aus⸗ 
ländiſcher Wanderarbeiter unterſagt. 

Wer dieſem Verbote zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark beſtraft. 


5 2% 

Wer als Arbeitgeber ſelbſt oder durch einen Beauftragten oder wer im Auftrag oder 
zugunſten eines Arbeitgebers einen ausländiſchen Wanderarbeiter zur Löſung eines Dienſt⸗ 
verhältniſſes zum Zwecke des Eingehens eines neuen Dienſtverhältniſſes in dem eigenen 
Betrieb oder in dem des Auftraggebers oder des begünſtigten Arbeitgebers auffordert, 
wird, wenn daraufhin die Löſung des Dienſtverhältniſſes erfolgt, mit Geldſtrafe bis zu 
zehntauſend Mark beſtraft. 

98. 
Die Verordnung tritt am 15. Juni 1920 in Kraft. 
Berlin, den 26. Mai 1920. 


Der Präſident des Reichsamts für Arbeits vermittlung. 


Tarifverträge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 30. Juni 1920. 


Ich überſende Abdruck einer Bekanntmachung, betreffend Ausführung der Verordnung 
vom 31. Mai 1920 (RGBl. S. 1128) über die Anderung des Abſchnitts I der Verordnung 
über Tarifverträge uſw. vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456), mit dem Erſuchen, fie 
im e zu veröffentlichen und die beteiligten Behörden auf die Bekanntmachung 

inzuweiſen. 
DR Eine Verteilung der Tarifverträge an die Schlichtungsausſchüſſe findet nicht mehr ftatt. 

Die Herren Regierungspräſidenten erſuche ich, die bei ihnen eingegangenen Stücke an 
die Gewerbeaufſichtsbeamten einſchließlich des Regierungs⸗ und Gewerberats weiterzuleiten. 


Wage 
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Werden die Tarifverträge und deren Abänderungen und Ergänzungen von den Ver⸗ 
tragsparteien entgegen dieſen Beſtimmungen den zuſtändigen Behörden nicht überſandt, ſo 
haben dieſe Behörden an die Vertragsparteien oder an eine der Vertragsparteien eine ent⸗ 
ſprechende Aufforderung zu richten und nötigenfalls das Verfahren nach $ 6b Abſ. 4 der 
Verordnung vom 31. Mai 1920 in die Wege zu leiten. Ich werde auch ferner in jedem 
Einzelfalle Mitteilungen über die Erklärung der allgemeinen Verbindlichkeit von Tarif⸗ 
verträgen dorthin gelangen laſſen, auf Grund deren die etwaigen Aufforderungen der zu⸗ 
ſtändigen Behörden an die Vertragsparteien erlaſſen werden können. Soweit nicht für 
verbindlich erklärte Tarifverträge in Frage kommen, wird es ſich empfehlen, zur Über⸗ 
wachung der Vertragsparteien in bezug auf die Einreichung der Tarifverträge mit den 
Landesarbeitsämtern in Verbindung zu treten. 

Von den bereits früher für allgemein verbindlich erklärten Tarifverträgen und Nach⸗ 
trägen, die den Gewerbeaufſichtsbeamten bisher noch nicht übermittelt ſind, ſind vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen entſprechend ebenfalls Abdrucke von einer der Vertragsparteien zu be⸗ 
ſchaffen und den genannten Beamten zu überſenden. 

Ich behalte mir vor, künftig auch regelmäßige Mitteilungen über die Aufhebung oder 
Kündigung der für verbindlich erklärten Tarifverträge dorthin gelangen zu laſſen, die den 
beteiligten Gewerbeaufſichtsbeamten dortſeits weiter zu übermitteln ſein werden. 


In Vertretung. 
IIla gen. 27. 3. I 8088. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und zur 
Kenntnis und gleichmäßigen Beachtung an die Herren Oberpräſidenten. 


Aulage. 


Bekanntmachung, 
betreffend 


Ausführung der Verordnung vom 31. Mai 1920 (K Bl. S. 1128) 
über die Anderung des Abſchnitts 1 der Verordnung über Tarif⸗ 
verträge uſw. vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456). 


Nach 8 6b Abſ. 2 der Verordnung vom 31. Mai 1920 (RGBl. S. 1128) haben die 
Vertragsparteien von Tarifverträgen für die Gewerbeaufſichtsbeamten, in deren Bezirk ſich 
Betriebe der Vertragsparteien befinden, der Landeszentralbehörde oder der von ihr be⸗ 
ſtimmten Stelle je einen Abdruck oder eine Abſchrift des Tarifvertrags ſowie ſämtlicher 
dazu vereinbarten Ergänzungen und Anderungen koſtenfrei einzureichen. 

In Ausführung dieſer Vorſchrift beſtimme ich, daß die hiernach einzureichenden 
Abdrucke oder Abſchriften der Tarifverträge von den Vertragsparteien ohne beſondere Auf⸗ 
forderung in der erforderlichen Zahl kostenfrei an die Regierungspräſidenten, in deren 
Bezirk ſich Betriebe der Vertragsparteien befinden (für den Landespolizeibezirk Berlin an 
den Polizeipräſidenten in Berlin), einzuſenden ſind. Soweit der Geltungsbereich der Tarif⸗ 
verträge über den Umfang eines Regierungsbezirks oder des Landespolizeibezirks Berlin 
hinausgeht, ſind die Abdrucke oder Abſchriften an die Oberpräſidenten, und ſoweit der 
Geltungsbereich über den Umfang einer Provinz hinausgeht, an mich zu überſenden. 

Die Beſtimmung bezieht ſich ſowohl auf die für allgemein verbindlich erklärten als 
auch auf die nicht für allgemein verbindlich erklärten Tarifverträge. 


Berlin, den 30. Juni 1920. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


In Vertretung. 
Dönhoff. 
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4. Reichsverſicherungsordnung. 
I. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Anderung der Bezirke der Oberverſicherungsämter und Militärverſorgungsgerichte. 


In dem Beſtande und den Bezirken der Oberverſicherungsämter (HM Bl. 1912 S. 352ff.) 
ſind folgende Anderungen eingetreten: 

1. Die Oberverſicherungsämter Bromberg, Poſen und Danzig ſind in Fortfall ge⸗ 
kommen. Für den aus Reſten der Regierungsbezirke Marienwerder, Bromberg und Poſen 
gebildeten Regierungsbezirk Schneidemühl iſt auf Grund des § 62 Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung ein Oberverſicherungsamt mit dem Sitz in Schneidemühl errichtet und dieſem 
gemäß Artikel II § 2 der Verordnung vom 1. Februar 1919 (RGBl. S. 149) ein Militär⸗ 
verſorgungsgericht angegliedert worden. Der Bezirk des Oberverſicherungsamts und Militär⸗ 
verſorgungsgerichts Schneidemühl erſtreckt ſich auf die bei Preußen verbliebenen Teile der 
Kreiſe Schlochau und Flatow, den Kreis Deutſch-Krone, den Stadtkreis Schneidemühl, die 
Reſte der Landkreiſe Kolmar, Czarnikau und Filehne, den Kreis Schwerin a. W., ſowie auf 
die bei Preußen verbliebenen Teile der Kreiſe Meſeritz, Bomſt und Frauſtadt. 

2. Die Befugniſſe des früheren Oberverſicherungsamts und Militärverſorgungsgerichts 
Danzig ſind 

a) für die bei Preußen verbliebenen Teile des Kreiſes Danziger Niederung und 
des Landtreiſes Elbing ſowie für den Stadtkreis Elbing auf das Oberverſiche⸗ 
rungsamt und Militärverſorgungsgericht in Königsberg, 

b) für den bei Preußen verbliebenen Teil des Kreiſes Neuſtadt auf das Ober⸗ 
verſicherungsamt und Militärverſorgungsgericht in Köslin, 

c) für den der Abſtimmung unterliegenden Teil des Kreiſes Marienburg auf das 
Oberverſicherungsamt und Militärverſorgungsgericht in Marienwerder 

übergegangen. 

3. Infolge der Trennung der Verwaltung im Regierungsbezirk Oppeln werden die 
Befugniſſe des Oberverſicherungsamts und Militärverſorgungsgerichts Oppeln in den Kreiſen 
Neiße⸗Stadt und Land, Grottkau, Falkenberg und dem nicht der Abſtimmung unterliegenden 
Teile des Kreiſes Neuſtadt bis auf weiteres vom Oberverſicherungsamt und Militärver⸗ 
ſorgungsgericht Breslau wahrgenommen. 

4. Für die Zeit der Verwaltung des oſtpreußiſchen Abſtimmungsgebiets durch den 
interalliierten Ausſchuß ſind die Befugniſſe des Oberverſicherungsamts und Militärverſor⸗ 
gungsgerichts Gumbinnen für den Kreis Oletzko auf das Oberverſicherungsamt und Militär⸗ 
verſorgungsgericht Allenſtein übertragen worden. 


Teuerungszulagen gehören zum Entgelt. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin, den 26. Juni 1920. 


Das Reichsverſicherungsamt hat zu der angeregten Frage bereits in der Reviſions⸗ 
entſcheidung Nr. 2385 (Amtliche Nachrichten des Reichsverſicherungsamts 1917 S. 590) 
dahin Stellung genommen, daß Teuerungszulagen im allgemeinen zum Entgelt im Sinne 
der Reichsverſicherungsordnung gehören, da unter dem Entgelt alle vermögenswerten Vor⸗ 
teile fallen, die dem Beſchäftigten als Vergütung für ſeine Arbeit tatſächlich gewährt werden. 
Auch die Teuerungszulagen fließen den Beſchäftigten nicht außerhalb ihres Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes zu, ſondern ſie erfolgen aus Anlaß der Tätigkeit im Betriebe des Arbeit⸗ 
gebers und als Gegenleiſtung für dieſe Tätigkeit. Dementſprechend müſſen Teuerungs⸗ 
zulagen auch in das Geſamteinkommen im Sinne der Verordnung über die Kriegswochen⸗ 
hilfe ſowie des Geſetzes über Wochenhilfe und Wochenfürſorge in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 22. Mai 1920 (RGBl. S. 1069) eingerechnet werden. 


Im Auftrage. 
III. V. 707. Bracht. 


An das Oberverſicherungsamt in D. 
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v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Ausbildung von Gewerbelehrerinnen für Fachſchulen und Klaſſen der gelernten 
Arbeiterinnen an größeren Fortbildungsſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 26. Juni 1920. 


Durch den Erlaß vom 10. Januar d. Is. (SM Bl. S. 31) iſt die Wiederaufnahme 
der Ausbildung von Gewerbelehrerinnen unter den im Abſatz 2 angegebenen Anderungen 
und Einſchränkungen der Vorſchriften vom 23. Januar 1907 geſtattet worden. Als Unterbau 
für die Ausbildung wurde die Ausbildung als Lehrerin der weiblichen Handarbeiten bei⸗ 
behalten. Hierdurch ſollte denjenigen Mädchen, die nach Ablegung der Prüfung als 
Lehrerin der weiblichen Handarbeiten wegen der Schließung der Seminare auf die 
Ausbildung als Gewerbelehrerin hatten verzichten müſſen, die Möglichkeit gegeben werden, 
die begonnene Ausbildung zu vollenden. Es beſteht nicht die Abſicht, dieſe Regelung 
dauernd beizubehalten. Die Ausbildung der Gewerbelehrerinnen für die Nadelfächer ſoll 
vielmehr unabhängig von der Ausbildung als Lehrerin der weiblichen Handarbeiten nach 
folgenden Vorſchriften erfolgen: 

I. Aufnahmeberechtigt ſind ſolche Anwärterinnen, die eine wiſſenſchaftliche Vorbildung, 
entſprechend der durch den Erlaß vom 29. Juni 1913 (SMBl. S. 470) verfügten Abänderung 
der Ziffer 7 der Vorſchriften über die Ausbildung von Gewerbelehrerinnen vom 23. Januar 
1907 beſitzen und in einer Aufnahmeprüfung diejenigen praktiſchen Kenntniſſe nachweiſen, 
die bisher beim Eintritt in ein Seminar für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten 
gefordert wurden. (Wegen der Befreiung von der Aufnahmeprüfung wird auf die Erlaſſe 
vom 30. Auguſt und 25. September 1918, H Ml. S. 257, 258, verwieſen.) 

Im übrigen ſind die Forderungen unter 1—4 der Ziffer IV der Vorſchriften vom 
23. Januar 1907 (SM Bl. S. 14/15) zu erfüllen, wobei die Mindeſtgrenze für die Auf⸗ 
nahme auf 17 und die Höchſtgrenze auf 30 Jahre feſtgeſetzt wird. 

II. Die Ausbildung umfaßt: 

a) eine zweijährige fachwiſſenſchaftliche Ausbildung, 
b) eine einjährige pädagogiſche Ausbildung, 
c) eine einjährige praktiſche Tätigkeit. 

Zu a. Die fachwiſſenſchaftliche Ausbildung ſoll ſich nach freier Wahl auf zwei der 
Fächer: einfache und feine Handarbeiten, Wäſcheanfertigung, Schneidern oder Putz erſtrecken, 
wobei ein Fach als Haupt⸗ und das andere als Nebenfach gilt. 

Zu b. Die pädagogiſche Ausbildung ſoll in Verbindung mit einer Fachſchule oder 
Fortbildungsſchule erfolgen, je nachdem ſich die Lehrerin für eine Tätigkeit an der Fachſchule 
oder in den Klaſſen für gelernte Arbeiterinnen größerer Fortbildungsſchulen, in denen 
Sonderklaſſen für die verſchiedenen Frauenberufe gebildet werden können, vorbereiten will. 

Zu C. Die praktiſche Tätigkeit iſt in einem gewerblichen Betriebe zurückzulegen und 
hat ſich vorwiegend auf das Hauptfach zu erſtrecken. 


Ich bin damit einverſtanden, daß diejenigen Schulen Ihres Bezirkes, die bisher 
Gewerbelehrerinnen ausgebildet haben, neben der durch den eingangs erwähnten Erlaß 
zugelaſſenen Ausbildung vom Herbſte des Jahres ab auch mit der neuen Ausbildung 
beginnen. Bis zum 1. Oktober d. 38. ſind mir Lehr- und Stundenpläne für die fach⸗ 
wiſſenſchaftliche Ausbildung zur Genehmigung vorzulegen und nach dem Beginne der Aus⸗ 
bildung iſt anzuzeigen welche Lehrgänge eingerichtet worden ſind aind wieviel Anwärterinnen 
an jedem Lehrgang teilnehmen. 


N. 
IV 6755. Im Auftrage. 
Jordan. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Potsdam, Düſſeldorf, Caſſel, Hannover und 
Königsberg und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Fa; 


Ausbildung von Gewerbelehrerinnen für Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 26. Juni 1920. 


Ich bin damit einverſtanden, daß die zunächſt verſuchsweiſe in Berlin durchgeführten 
Lehrgänge für Gewerbelehrerinnen in den Klaſſen der ungelernten Arbeiterinnen der 
Pflichtfortbildungsſchule vom Herbſte d. Is. ab an denjenigen Schulen Ihres Bezirkes auf⸗ 
genommen werden, die bisher Gewerbelehrerinnen ausgebildet haben. Vorausſetzung 
hierbei iſt, daß Übungsklaſſen für die praktiſch⸗pädagogiſche Schulung der Anwärterinnen 
in ausreichender Zahl zur Verfügung ſtehen. 

Aufnahmeberechtigt ſind: 


a) techniſche Lehrerinnen (Hauswirtſchaft und Handarbeiten) mit oder ohne Lehr⸗ 
erfahrung, 

p) wiſſenſchaftliche und Volksſchullehrerinnen mit mindeſtens dreijähriger Lehr⸗ 
erfahrung, die den Nachweis erbringen, daß ſie ſich auf dem Gebiete der Jugend⸗ 
pflege betätigt haben und Kenntniſſe im Kochen und in den Haus- und Hand⸗ 
arbeiten beſitzen. 


Die Ausbildung umfaßt: 
a) eine fachliche und praktiſch⸗pädagogiſche Ausbildung, 
b) eine praktiſche Tätigkeit. 


Zu a. Die fachliche und pädagogiſche Ausbildung dauert für alle Lehrerinnen mit 
mindeſtens dreijähriger Lehrerfahrung ein Jahr, für techniſche Lehrerinnen mit geringerer 
Lehrerfahrung 1½ Jahre und hat nach der beigefügten Stundentafel zu erfolgen. Eine 
Anweiſung über den Lehrſtoff in den einzelnen Fächern wird noch zugeſandt werden. 


Zu b. Die praktiſche Tätigkeit dauert / Jahr und muß in einem Fabrikbetriebe, 
Kantinenbetriebe, Säuglingsheim oder einer anderen Wohlfahrtseinrichtung von Fabriken 
oder als Helferin bei einer Gemeindepflegerin uſw. abgeleiſtet werden. Sie kann bis auf 
weiteres auch abſchnittsweiſe in den Ferien ausgeübt werden. 

Außer den Lehrgängen für Gewerbelehrerinnen der Klaſſen der ungelernten Arbeite⸗ 
rinnen köunen auch Lehrgänge für die Tätigkeit in Klaſſen der gelernten Arbeiterinnen 
eingerichtet werden, wenn Übungsklaſſen für die praktiſch⸗pädagogiſche Schulung der An⸗ 
wärterinnen in ausreichender Zahl zur Verfügung ſtehen. 

Aufnahmeberechtigt bei dieſen Lehrgängen ſind nur techniſche Lehrerinnen (Hauswirt⸗ 
ſchaft und Handarbeiten), die beſonderes Geſchick für Handarbeiten und Zeichnen nachweiſen. 


Die Ausbildung umfaßt: 
a) eine fachliche und praktiſch⸗pädagogiſche Ausbildung, 
p) eine praktiſche Tätigkeit. 


Zu a. Die fachliche und pädagogiſche Ausbildung dauert 1%, Jahre und hat nach 
der beigefügten Stundentafel zu erfolgen. Eine Anweiſung über den Lehrſtoff in den 
einzelnen Fächern wird noch zugeſandt werden. 


Zu b. Die praktiſche Tätigkeit dauert % Jahr und iſt in einem Handwerksbetrieb 
abzuleiſten. Sie kann bis auf weiteres auch abſchnittsweiſe in den Ferien ausgeübt werden. 


Die neue Ausbildung von Gewerbelehrerinnen für Klaſſen der ungelernten Arbeite⸗ 
rinnen iſt von nun an als die normale Ausbildung für den genannten Zweck zu be⸗ 
trachten. Durch die vorſtehend gekennzeichnete Ausbildung von Gewerbelehrerinnen 
für Klaſſen der gelernten Arbeiterinnen ſoll zunächſt dem augenblicklichen Mangel an 
Lehrerinnen auf dieſem Gebiet abgeholfen werden. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß 
auch dieſe Ausbildung zur Befriedigung des Bedarfs an Lehrerinnen für kleinere und 
mittlere Schulen, wo Sammelklaſſen für mehrere Berufe gebildet werden müſſen, dauernd 
beibehalten wird, während für Lehrerinnen an größeren Schulen mit Sonderklaſſen für 
verſchiedene Berufe die durch den Erlaß vom heutigen Tage (IV 6755) geregelte Aus⸗ 
bildung maßgebend ſein wird. 

Sie wollen mir bis zum 1. September berichten, an welchen Schulen Ihres Bezirkes 
eine der beiden oder beide Ausbildungen durchgeführt werden können und welche Lehrkräfte 
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für die einzelnen Lehrfächer in Ausſicht genommen find. Beſonders ſorgfältig iſt zu prüfen, 
ob die für die praktiſch⸗pädagogiſche Schulung der Anwärterinnen erforderlichen Ubungs⸗ 
klaſſen zur Verfügung ſtehen. 


Im Auftrage. 
IV 67656. Jordan. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Potsdam, Düſſeldorf, Caſſel, Hannover und 
Königsberg und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage A. 


Atundentafel i 


für die 


Lehrgänge zur Ausbildung von Gewerbelehrerinnen an Fortbildungs⸗ 
ſchulen für die Klaſſen der ungelernten Arbeiterinnen. 


I. Gruppe II. Gruppe III. Gruppe 
Unterrichtsfächer Halbjahr Halbjahr [Halbjahr 
FFF 2 
1.] Volkswirtſchaftslehre und Sr in die | 
Arbeiterfrage . . > 2 . Sam 
2. | Staatsbürgerliche Belehrungen 2 5 DL WISH. aa 2 
3. | Belehrungen über Jugendfürjorge und Jugend- 
pflege f 403 Ä 44 4 
4. Praktische ſoziale Betätigung an Jugendlichen 5 De 3 > 
5. | Pädagogik: Pädagogiſche Zeitfragen, Jugend» | 
lichen-Bädagogif, pädagogiſch-pſychologiſche | 
Beſprechungen ne 
6. ee ‚Rehrameifunyen, Unter 
richten 5 N Br HIST ee 
7. Deutſch. 1.1 E16 
8.] Rechnen und Buchführung 2 a ee 
9. | Kochen mit Nahrungsmittellehre und Hausarbeiten | 8 | 5 | 5 
10. | Nadelarbeiten mit Stofflehre und Nähmaſchinen⸗ | 
kunde 7 „ 6e eee 
. Geſundheitslehre, häusliche Säuglinge, Kinder⸗ | | | | 
und Krankenpflege 4 re | 7 77 
12. | Singen und Turnſpiele h 21L 21 E We 
Summe . 


52 30 20 33 30138133 
I. Gruppe: Techniſche Lehrerinnen (Hauswirtſchaft und Handarbeiten) ohne Lehr⸗ 
erfahrung. 
II. Gruppe: Techniſche Lehrerinnen ) mit mehrjähriger, in der Regel mindeſtens 
III. : Wiſſenſchaftliche Lehrerinnen f dreijähriger Lehrerfahrung. 
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Stundentafel 
für die 
Lehrgänge zur Ausbildung von Gewerbelehrerinnen an Fortbildungs⸗ 
ſchulen in die Klaſſen der gelernten Arbeiterinnen. 


Uunterrichtsfächer | Halbjahr 
1 Sr ER, 


1. | Volkswirtſchaftslehre und Einführung in die N ar 3 
2. Staatsbürgerliche Belehrungen 8 * 1.4 
3. | Belehrungen über Jugendfürſorge und Jugendpflege 

4. | Praktiſche ſoziale Betätigung an Jugendlichen Ä 


do 


pädagogiſch-pſychologiſche Beſprechungen 


5. | Pädagogik: Pädagogische Zeitfragen, Jugendlichen⸗ , 
Fortbildungsſchulkunde, Lehranweiſungen, Unterrichten . f 


Rechnen und Buchführung h 


Fachkunde, Fachzeichnen und Facharbeit 8 j 
Geſundheitslehre, ar a Kinder und Kranken⸗ 
Pede 


1% Singen und Turnſpiele . 


Deutſch ä 


E O 


Summe eee 230 


Betriebsrätegeſetz und gewerbliche Privatſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 12. Juli 1920. 

Die Beſtimmungen des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (RGBl. ©. 147ff.) 
finden auch auf die meiner Verwaltung unterſtehenden gewerblichen Privatſchulen An⸗ 
wendung. Ich erſuche Sie, die Ihrer Aufficht unterſtellten gewerblichen und kaufmänniſchen 
Privatſchulen, ſofern es noch nicht geſchehen iſt, auf die Beſtimmungen des Geſetzes hin⸗ 
zuweiſen und für ihre Durchführung Sorge zu tragen. 

Im Auftrage. 
IV 7100 J. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Denkmünze zur Förderung der Fürſorge für Kriegergräber. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9. den 13. Juli 1920. 
Abdrucke überſende ich zur gefälligen Kenntnisnahme mit dem Erſuchen, den Vertrieb 
der Münze innerhalb des Lehrkörpers und unter den Studierenden der Handelshochſchule, 
innerhalb der Lehrkörper und unter den Schülern der mir unterſtellten Fach⸗ und Fort⸗ 
bildungsſchulen und darüber hinaus durch dieſe in allen Kreiſen der Bevölkerung zu fördern. 
In Vertretung. 
IV 4433. Dönhoff. 
An die Herren Rektoren der Handelshochſchulen in Berlin, Frankfurt a. M. und Königs⸗ 


berg i. Pr. ſowie die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in 
Charlottenburg. 


U 
* 
age 


Anlage. 


Der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Berlin WS, den 12. März 1920. 


Unter dem Druck der ſchweren Sorgen und Aufgaben, die der unglückliche Ausgang 
des Krieges uns buferlegt, darf die dankbare Geſinnung gegen die im Daſeinskampf 
unſeres Volkes Gebliebenen nicht erlöſchen. Ungezählte Tapfere waren es, die ihr Leben 
dahingaben, um die Heimat vor den Schrecken des Krieges zu bewahren; wohl keine 
deutſche Familie wird ſich finden, in der nicht in ſtiller Trauer die Gedauken zu einem 
Kriegergrabe ſich lenken, das oft an ferner Stätte einen Lieben deckt. 

Von jeher war es deutſche Art, der Toten pietätvoll zu gedenken und ihre Ruhe⸗ 
ſtätte mit ſinniger Sorgfalt zu ſchmücken. Großes und Vorbildliches hat im Laufe des 
Krieges die Heeresverwaltung auf dem Gebiete der Gräberfürſorge geſchaffen; Gewaltiges 
bleibt aber noch zu leiſten, nicht prunkende Denkmale zu errichten oder koſtſpielige An⸗ 
lagen zu ſchaffen: wohl aber noch Tauſende von Ruheſtätten unſerer Treuen ſchlicht und 
würdig herzurichten und ihre dauernde Pflege ſicher zu ſtellen. Weder Reich noch Staat 
können in der jetzigen Lage ausreichende Mittel bereitſtellen, um dieſe Aufgabe zu erfüllen. 
Der Hilfe des geſamten Volkes bedarf es, ſoll dieſer Dankespflicht genügt werden. 

Um jedem Einzelnen die Möglichkeit zu geben, an ſeinem Teil beizutragen, hat die 
in meinem Miniſterium beſtehende Staatliche Beratungsſtelle für Kriegerehrungen im Ein⸗ 
vernehmen mit dem ehemaligen Preußiſchen Kriegsminiſterium eine Deukmünze in Eiſenguß 
von Künſtlerhand herſtellen laſſen. Der Reingewinn aus dem vom Staatskommiſſar für 
die Kriegswohlfahrtspflege in Preußen genehmigten Vertrieb ſoll der Vollendung des 
großen Werkes dienen. Die Ausgabe der Münze, die auch als Schmuckſtück getragen 
werden kann, erfolgt durch die ſtaatliche Beratungsſtelle für Kriegerehrungen Abt. Denk⸗ 
münze, Berlin NW 7, Luiſenſtr. 30. Der Verkaufspreis beträgt im einzelnen 5 H, bei 
Bezug von 20 Stück 4,50 . 

Im Hinblick auf die Bedeutung des Liebeswerkes empfehle ich angelegentlich, den 
Vertrieb der Münze innerhalb des Lehrkörpers und unter den Studierenden zu fördern. 
Erwünſcht wäre es, daß ſich für die Sammlung von Beſtellungen Vertrauensmänner zur 
Verfügung ſtellen, denen auf entſprechende Meldung von der oben genannten Stelle 
Werbematerial (Aufrufe und Beſtelliſten) koſtenlos zugehen wird. 


An die Herren Univerſitätskuratoren uſw. 


—— — — — 


2. Fortbildungsſchulen. ; 
Turnunterricht an Fortbildungsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 12. Mai 1920. 


Der pflichtmäßige Turnunterricht der Fortbildungsſchule, auf deſſen Einführung ich 
großes Gewicht lege, muß nach Möglichkeit innerhalb des Rahmens der Schule von voll 
für ihren Beruf ausgebildeten Turnlehrern erteilt werden. Ich hahe jedoch keine Bedenken, 
daß die Negierungspräfidenten auf Antrag der zuständigen Gemeindebehörden diejenigen 
Schüler der Fortbildungsſchulen, die an turneriſchen und ſportlichen Veranſtaltungen von 
Vereinen teilnehmen, vom pflichtmäßigen Turnunterrichte befreien, wenn der regelmäßige 
Beſuch der Vereinsveranſtaltungen durch geeignete Kontrolle, die zweckmäßige Durchfüh⸗ 
rung der Übungen durch Vorhandenſein geeigneter Lehrperſonen und Einrichtungen geſichert 
iſt und wenn die Übungen mindeſtens in demſelben Umfange ſtattfinden wie der pflicht⸗ 
mäßige Turnunterricht der Fortbildungsſchulen. i 


Im Auftrage. 
IV 2268 II. Dr. von Seefeld. 


Au den Turn⸗ und Sportbund in X. 
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3. Fachſchulen. 


Körperliche übungen und turneriſche Wanderungen an Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin We 9, den 3. Juli 1920. 


In dem beiliegenden Erlaß vom 29. März d. J. hat der Herr Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung über die Einrichtung wöchentlicher ſchul⸗ und aufgabenfreier Halbtage 
zur Betätigung in geſunden Leibesübungen, dem Wandern, dem Spiel, den winterlichen Leibes⸗ 
übungen, dem Schwimmen oder Rudern, ſowie eines durchſchnittlich vierwöchentlichen ſchul⸗ 
freien Ganztags für turneriſche Wanderungen Beſtimmung getroffen. Wennſchon die Verhältniſſe 
an den Schulen meiner Verwaltung in mancher Hinſicht anders als bei denen der allgemeinen 
Schulverwaltung liegen, dürfte doch bei ihnen die Möglichkeit zur Mitarbeit an der körper⸗ 
lichen Ertüchtigung des herauwachſenden Geſchlechts im Sinne der von dem vorgenannten 
Herrn Miniſter getroffenen Anordnungen bis zu einem gewiſſen Grade gleichfalls gegeben 
ſein. Allerdings konmen Fortbildungsſchulen nicht in Frage. Bei dieſen liegt die Er⸗ 
füllung der hier in Rede ſtehenden Aufgabe der Jugendpflege ob. Bei den Fachſchulen 
dagegen halte ich es für möglich, daß ſich unter Vermeidung jeder Mehrbelaſtung der 
Schüler und Schülerinnen Zeit gewinnen läßt, die auf dem von dem Herrn Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung bezeichneten Wege zur Kräftigung und Erholung 
verwendet werden kann. Ich würde es begrüßen, wenn in dieſer Hinſicht die Einrichtung 
der allgemeinen Schulverwaltung auch bei den gewerblichen Fachſchulen ſoweit als möglich 
Nachahmung finden würde. Mit Rückſicht auf die Vielgeſtaltigkeit: der Verhältniſſe muß 
ich davon abſehen, hierfür beſtimmte Weiſungen zu geben. Ich überlaſſe es vielmehr den 
Schulleitern, nach Anhörung der Lehrkörper und der Schülerausſchüſſe bezw. — bei den 
Mädchenſchulen — der einzelnen Mädchenſchulklaſſe eine Regelung nach Maßgabe der 
geäußerten Wünſche und der örtlichen Verhältniſſe zu treffen. 

Sie wollen die Leiter der Fachſchulen Ihres Bezirkes mit entſprechender Weiſung 
verſehen. 


Int Auftrage. 
IV. 3502. Jordau. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten hier und an den 
Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Anlage. 
Der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Berlin W 8, den 29. März 1920, 


An einer großen Zahl von Lehranſtalten aller Art beſteht bereits die Einrichtung, 
daß neben den lehrplaumäßigen Turnſtunden wöchentlich ein ſchul- und aufgabenfreier 
Halbtag eingeführt iſt, an dem Schüler und Schülerinnen in geordneter Weiſe ſich der 
freien Betätigung in geſunden Leibesübungen, dem Wandern, dem Spiel, den winterlichen 
Leibesübungen, dem Schwimmen oder Rudern hingeben können. 

Ich ordne hiermit an, daß dieſe Einrichtung vom 1. April d. Is. ab auf alle Volks⸗ 
und Mittelſchulen, Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanſtalten ſowie alle höheren Lehr⸗ 
auſtalten für die männliche und die weibliche Jugend vom 4. Schuljahr ab, ſoweit es die 
örtlichen Verhältniſſe irgend geſtatten, ausgedehnt wird. Dabei iſt den Wünſchen der 
Jugend bezüglich der Art der von ihnen zu betreibenden Leibesübungen je nach der 
Jahreszeit und den örtlichen Verhältniſſen nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. 

In der Unterrichtszeit iſt durchſchnittlich alle vier Wochen, wo es die Verhältniſſe 
nicht unmöglich machen, vom 6. Schuljahr ab ein Ganztag einer turneriſchen Wanderung 
zu widmen. Das Wandern ſoll einen friſchen, fröhlichen Sinn und Wanderluſt wecken, 
zu bewußtem Sehen und Hören erziehen, Freude an der Natur, an der Heimat und an 
der Kameradſchaft gewähren und Ausdauer verleihen. 

Daneben iſt z. B. auf der Raſt zum Fernſehen, zum Schätzen von Entfernungen, 
zum Zurechtfinden im Gelände und zur Beurteilung des letzteren anzuleiten. Hierbei 
können einfache, im Freien entworfene Geländeſkizzen dem erdkundlichen Unterricht wertvolle 
Dienſte leiſten. 
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Gelegentlicher friſcher Geſang von Turn- und Wanderliedern erhöht die Freude und 
Ausdauer der Teilnehmer. Auch Geländeſpiele in Form einer Schnitzeljagd oder dergleichen 
können dieſen Zwecke dienen. 

Die Jugend iſt an die Beachtung der für das Wandern erprobten Geſundheitsregeln 
zu gewöhnen; insbeſondere iſt Alkohol- und Tabakgenuß zu meiden. Einer geordneten 
Fußpflege iſt die notwendige Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 

Wegen der verſchiedenen Leiſtungsfähigkeit der Schüler und Schülerinnen iſt in der 
Regel klaſſenweiſe zu wandern. 

Die Aufrechterhaltung der Ordnung wird durch Einteilung der Wandergeſellſchaft in 
Gruppen erleichtert, für die je ein geeigneter Schüler (Schülerin) als Gruppenführerlin) 
beſtimmt wird. 

Ich vertraue, daß alle Mitglieder des Lehrkörpers ſich nicht bloß für das geiſtige 
und ſittliche, ſondern auch für das körperliche Gedeihen der ihnen anvertrauten Jugend 
mitverantwortlich fühlen und bei der Durchführung der vorſtehenden, zur Wiederherſtellung 
und Erhaltung der Volksgeſundheit dienenden Maßnahmen je nach ihren Fähigkeiten mit⸗ 
zuwirken bereit ſind. 

Inſonderheit find die Klaſſenlehrer(innen) verpflichtet, die Turnlehrerlinnen) dabei zu 
unterſtützen. 

Beſondere Mittel aus ſtaatlichen Fonds können für dieſe Zwecke von hier aus zur Zeit 
nicht zur Verfügung geſtellt werden. 

Zum 1. Februar 1921 ſehe ich über die mit den Einrichtungen gemachten Erſahrungen 
einem Bericht entgegen. 


Unterſchrift. 


An die Provinzialſchulkollegien und die Regierungen. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Der 1000 ige Steuerabzug vom Arbeitslohn unter Berückſichtigung des fteuer- 
baren Einkommens, der Auskunftspflicht, Rechtsmittel und Strafbeſtimmungen mit Be⸗ 
rechnungs-Beiſpielen und Steuertarif. Von F. Marten, Steuerſekretär. Zweite vermehrte 
Auflage. Berlin. Carl⸗Heymanns Verlag. 

Der 10% ige Lohn-(Gehalts- Abzug. Steuerkarten = Steuermarken oder Liſten⸗ 
ſyſtem. Geſetzestert mit Ausführungsbeſtimmungen und praktiſcher Handhabung von 
Dr. A. Schloſſer. Reichstreuhandelsgeſellſchaft A. G. Otto Elsner, Verlagsgeſellſchaft 
m. b. H. Berlin S. 42. 

Das Neue Arbeitsrecht. Syſtematiſche Einführung von Prof. Dr. jur. Walter 
Kaskel. Verlag von Julius Springer. Berlin W. 9. 

Tarifverträge. Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten. Betriebsrätegeſetz. Verordnung 
des Rats der Volksbeauftragten vom 23. Dezember 1918. Erläutert von Max von Schulz, 
Magiſtratsrat. Vierte vermehrte Auflage. Berlin, Carl Heymanns Verlag. 
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